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Abschrift 


An den Herrn 

Bundesminister der Finanzen 


Betr. : Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung und der Bundesvermögensrechnung für 
das Haushaltsjahr 1967 

Bezug: Ihre Schreiben vom 19. Mai 1969 und vom 16. April 1970 
— II A/6 — H 3045 — 22/67 bzw. 27/67 — 


Der Bundesrat hat in seiner 352. Sitzung am 15. Mai 1970 be- 
schlossen, der Bundesregierung wegen der Bundeshaushalts- 
rechnung (einschließlich der Bundes Vermögensrechnung) für das 
Haushaltsjahr 1967 auf Grund der Bemerkungen des Bundes- 
rechnungshofes Entlastung gemäß § 114 Abs. 1 der Bundeshaus- 
haltsordnung zu erteilen. 

Außerdem hat der Bundesrat die aus der Anlage ersichtlichen 
Entschließungen angenommen. 


Goppel 

Amtierender Präsident 


Bonn, den 15. Mai 1970 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Vorstehende Abschrift wird gemäß § 114 Abs. 2 der Bundeshaus- 
haltsordnung mit der Bitte um Kenntnisnahme übersandt. 


Goppel 

Amtierender Präsident 
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Deutscher Bundestag — 6. Wahlperiode 


Anlage 


Entschließungen 
des Bundesrates 

zur Entlastung der Bundesregierung wegen der Bundeshaus- 
haltsrechnung und der Bundesvermögensrechnung für das 

Haushaltsjahr 1967 


1. Der Bundesrat widerspricht der in Nr. 134 der 
Bemerkungen vertretenen Rechtsauffassung. Lan- 
desversicherungsanstalten, die Aufgaben von 
Verbindungsstellen im Rahmen sozialversiche- 
rungsrechtlicher Abkommen mit anderen Ländern 
übernommen haben, sind gemäß Artikel 87 
Abs. 2 des Grundgesetzes nicht bundesunmittel- 
bar geworden. Sozialversicherungsabkommen 
sind weder bestimmt noch geeignet, verfassungs- 
mäßige innerstaatliche Zuständigkeiten zu be- 
einflussen. Bei der Wahrnehmung von Aufgaben 
von Verbindungsstellen handelt es sich um eine 
Erweiterung der sachlichen Zuständigkeit auf 
einen bestimmten Personenkreis, nicht des terri- 
torialen Zuständigkeitsbereichs. Bei den gebiets- 
orientierten Sozialversicherungsträgern richtet 
sich die örtliche Zuständigkeit nach dem in der 
Satzung oder in anderen Vorschriften bestimm- 
ten Bezirk (vgl. § 1326 RVO). Auch die Wahl der 
Mitglieder der Selbstverwaltungsorgane erfolgt 
auf der Grundlage dieses örtlichen Zuständig- 
keitsbereichs (vgl. §§ 17, 23 und 25 des Selbst- 
verwaltungsgesetzes). Die vom Bundesrech- 
nungshof vertretene Rechtsauffassung hätte Zu- 
fallsergebnisse und eine erhebliche Rechtsun- 
sicherheit zur Folge. Hinge nämlich die Bundes- 
oder Landesunmittelbarkeit der Landesversiche- 
rungsanstalten davon ab, in welchem Umfang 
die einzelnen Anstalten mit der Durchführung 
von Sozialversicherungsabkommen betraut sind, 


so würde jeder Wechsel in der Beschäftigung 
ausländischer Arbeitnehmer die Bundes- oder 
Landeszugehörigkeit verändern, damit auch den 
Rechtsstatus der Beamten und die Zuständigkeit 
der Aufsichtsbehörden. Demgegenüber kann die 
in Artikel 87 Abs. 2 des Grundgesetzes enthal- 
tene Verweisung auf den Zuständigkeitsbereich 
nur eine dauerhafte Regelung im Auge gehabt 
haben. 

Die Bemerkung des Bundesrechnungshofes in 
Nr. 136, daß sich im Falle der Nichtübernahme 
der Aufsichtsbefugnisse durch den Bund finan- 
zielle Nachteile bei der Haushalts- und Wirt- 
schaftsführung der jeweiligen Versicherungsträ- 
ger ergeben könnten, und der damit indirekt er- 
hobene Vorwurf, die Länder übten ihre Auf- 
sichtspflichten nicht oder nicht in genügendem 
Maße aus, ist unbegründet. 

2. Der Bundesrat vermag sich der vom Bundesrech- 
nungshof unter Nr. 226 seiner Prüfungsbemer- 
kungen vertretenen Rechtsauffassung, die Pflege 
des Kulturgutes der Vertreibungsgebiete sei eine 
Bund und Ländern gemeinsam obliegende Ver- 
pflichtung und demzufolge auch gemeinsam von 
ihnen zu finanzieren, nicht anzuschließen. Die ge- 
nannte Aufgabe gehört nicht zu den in der 
Finanzverfassung zugelassenen Fällen gemein- 
samer Finanzierung. 
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